
Verletzung der Blockbeschlüsse
Der Landtagsabgeordnete der LPD Haag in Sachsen- 

Anhalt, stellvertretender Landrat in Q u e d l i n b u r g ,  
hatte in einer Versammlung gegen die Oder-Neiße-Linie 
als Friedensgrenze gesprochen. Die Magdeburger „Volks­
stimme" erwähnte diesen reaktionären Angriff unserer 
Friedenspolitik in einer VK-Zuschrift. Die Parteibetriebs­
gruppe hielt es anscheinend nicht für angebracht, diese 
Haltung des stellvertretenden Landrats in einer Beleg­
schaftsversammlung zu diskutieren. Auch dann nicht, als 
dieser Landtagsabgeordnete in einer dem Landrat über­
mittelten Erklärung seine reaktionäre Einstellung noch er­
härtete, indem er schrieb, daß er das Problem der Oder- 
Neiße-Linie speziell überhaupt nicht angesprochen habe, 
sondern nach dem Stenogramm seiner Rede „ n u r "  gesagt 
habe: „Wie dieses Vaterland gebietsmäßig einmal endgül­
tig aussehen wird, können wir im Augenblick nicht sagen, 
denn die Grenzregelungen für das neue Deutschland sind 
den Grundsätzen des Potsdamer Abkommens unterworfen 
und werden in einem hoffentlich recht baldigen Friedens­
vertrag in Ost und W e s t ,  i n  N o r d  u n d  S ü d  eine 
endgültige Regelung erfahren." Wohlverstanden, diese 
Ausführung machte Herr Haag nach dem Blockbeschluß 
vom 19. August 1949!
* Das fehlende Staatsbewußtsein führt nicht nur zu einer 
gegen unsere Friedenspolitik gerichteten Tätigkeit, es führt 
zu offener Aufforderung der Nichtbeachtung der Beschlüsse 
unserer Regierung. Das zeigt ein von dem Ministerialrat 
Baer im Finanzministerium Sachsen-Anhalt an das Mini­
sterium der Regierung der Deutschen Demokratischen Re­
publik gerichtetes Schreiben auf Grund der Richtlinien für 
die Vergütung von Wahlangestellten. Genosse Baer (er ist 
Mitglied der Partei) spricht zunächst von den von der 
Deutschen Demokratischen Republik beschlossenen Ver­
gütungssätzen für Wahlangestellte. Er weiß also, daß es 
ein Beschluß der Regierung ist. Dann aber trifft er die Fest­
stellung, obwohl er noch kernen konkreten Fall anzuführen 
weiß, daß die Gemeinden sich weigern würden, diesen Be­
schluß anzuerkennen, und schreibt dann wörtlich: „Ich wäre 
dankbar für die Mitteilung der Bestimmung, aus der sich 
die Ermächtigung der Regierung der DDR ergibt, Gehälter 
der Wahlangestellten mit zwingender Wirkung festzu­
setzen."

Wir glauben, daß die geforderte Entfernung des Ge­
nossen Baer aus der Verwaltung nicht der richtige Weg ist. 
Wir sind vielmehr der Ansicht, daß mit dem Genossen 
Baer über seine politischen Auffassungen diskutiert wird, 
und daß diese Diskussion der Ausgangspunkt der Stärkung 
und Festigung des Staatsbewußtseins bei ihm und anderen 
Angestellten des Finanzministeriums in Sachsen-Anhalt 
werden muß.

Wie in der Produktion im volkseigenen Betrieb durch 
die Entwicklung der neuen Einstellung zur Arbeit die ge­
waltigen Kräfte zur Steigerung der Produktion ausgelöst 
werden, muß im staatlichen Apparat das demokratische 
Staatsbewußtsein gefördert und nicht nur bei den Ange­
stellten, sondern durch die Angestellten bei der gesamten 
Bevölkerung gesteigert werden zur Liebe zum Staat. Und 
hier setzt die wichtige Aufklärungsarbeit unserer Partei­
gruppen ein, die diese Aufgabe, wie die erwähnten Bei­
spiele zeigen, noch nicht voll erkannt haben. Die wenigen 
guten Beispiele aber sollten ihre Nachahmung finden. Das 
wird die Kräfte wachsen lassen, die als Nationale Front 
des demokratischen Deutschland stark genug sein werden, 
um die inneren und äußeren Feinde unserer neuen Staats­
ordnung zu entlarven und diese Ordnung, der ihre Liebe 
und ihr Vertrauen gilt, auf ganz Deutschland auszudehnen.

Warum ist die Änderung der Arbeitsmethoden im 
Staatsapparat von so großer Bedeutung?

Weil die neuen großen Aufgaben nicht mit den 
Arbeitsmethoden einer vergangenen Zeit gelöst 
werden können. Die staatlichen Organe haben nicht 
nur die Aufgabe, zu verwalten oder, wie es früher 
war, das Bestehende zu sichern. Die Organe der 
demokratischen Staatsmacht haben eine große 
organisatorische und' umgestaltende Funktion bei 
der Entwicklung der Demokratie, dem neuen Auf­
bau der Wirtschaft und der Entwicklung einer fort­
schrittlichen deutschen Kultur.
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Unsere Angestellten haben zu lernen und nochmals 
zu lernen. Das Studium zur Erwerbung wissen­
schaftlicher Kenntnisse auf allen Sachgebieten ist 
unbedingt erforderlich  ̂ Die beschlossenen Grund­
gesetze stellen eine wissenschaftliche Arbeit dar 
und 'können nur von entsprechend vorbereiteten 
Verwaltungsorganen verwirklicht werden. Wer 
nicht imstande ist, fortgesetzt an sich zu Arbeiten 
und sich für die immer größer werdenden Aufgaben 
zu qualifizieren, muß an der Lösung dieser Aufgaben 
scheitern.
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Im Jahre 1950 muß der Friedensstandard in der 
Wirtschaft erreicht werden. Der Verwaltungsapparat 
muß instand gesetzt werden, diese Aufgaben im 
Zusammenhang mit den politischen Parteien, den 
Gewerkschaften, den demokratischen Massen der 
Werktätigen zu lösen.

Dann erst beginnt der Aufstieg zu Wohlstand und 
zu einer noch nie dagewesenen Höhe des Lebens­
standards unseres Volkes.
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Die Arbeitsbesprechungen in den einzelnen Ab­
teilungen mit allen Angestellten und mit den Lei­
tern der Hauptabteilungen und Abteilungen müssen 
zur ständigen Einrichtung werden. Sie müssen so 
ausgestaltet sein, daß sie nicht nur die für die ein­
zelnen Abteilungen bedeutungsvollen Aufgaben be­
handeln, sondern die Grundgesetze und ihre Be­
deutung für die Gesamtheit.

Dadurch werden alle Angestellten davon abgehal­
ten, nur in ihrem Ressort zu denken, und die Ver­
antwortlichkeit wird durch die vorhandene Klarheit 
ün4 Übersicht gestärkt. Das Ergebnis wird sein, daß 
sich jeder für alles verantwortlich fühlt und die an­
fallenden Arbeiten nicht zuständigkeitshalber von 
einer Dienststelle zur anderen geschoben werden, 
ohne ihre Erledigung zu finden.

Darum halten wir es für wichtig, daß alle Gesetze 
von richtunggebender Bedeutung in Besprechungen 
mit allen Angestellten ihrem Inhalt und Sinn nach 
erläutert und die Methode der Ausführung durch­
gesprochen wird. Auch der einfache Angestellte 
wird dadurch am Gesamtproblem interessiert
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